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Sachpolitikerin im Politspiel
Ein Interview-Buch über Eveline Widmer-Schlumpf

In Gesprächen mit Esther
Girsberger äussert Bundesrätin
Eveline Widmer-Schlumpf
politische und persönliche
Meinungen. Eine kurze Biografie
ergänzt das (Eigen-)Porträt.

Christoph Wehrli

Sie ärgerte sich, wenn jemand ihre
Handlungen mit der (lange unsicheren)
Wiederwahl als Bundesrätin in Verbin-
dung brachte. Das Buch, das die Publi-
zistin Esther Girsberger über Eveline
Widmer-Schlumpf vorbereitete, war bis
nach dem Entscheid geheim zu halten. –
Dürfen taktische Interpretationen eine
Politikerin erstaunen, der die stabile
Basis in einem Parteienproporz fehlt?
Und ist «die Unbeirrbare» so wenig um
ihr Image bemüht, wenn sie bei neun
langen Gesprächen und einem biografi-
schen Text mitmacht?

Gewiss sind Ehrgeiz und erst recht
Leistungswille nichts Verwerfliches, für
das Staatswesen sogar etwas Notwendi-
ges. Umso mehr sucht man in dem Buch
Offenheit, was Widmer-Schlumpfs Weg
in den Bundesrat und ihren Entscheid
zur erneuten Kandidatur betrifft. Zum
Ersten: Die Aussage, eine Wahl anstelle
Christoph Blochers sei unwahrschein-
lich gewesen, lässt den Schluss zu, dass
sie sich nicht gegen das Vorhaben ge-

wehrt habe, über das sie SP-Nationalrat
Hämmerle informierte. Dem Willen des
Wahlorgans folgte sie dann – auch weil
sie versuchen wollte, «eine etwas libera-
lere Haltung in die SVP hineinzubrin-
gen». Es folgten aber vielmehr persön-
liche Angriffe, die ihr das Leben mona-
telang schwermachen sollten.

Das Verbleiben im Amt rechtfertigt
die Vertreterin der kleinen Partei eben-
falls indirekt. Konkordanz bedeute,
«dass man das gemeinsame Ziel hat,
politische Geschäfte im Sinne und zum
Wohl unseres Landes gemeinschaftlich
zu lösen, unabhängig davon, woher man
kommt». Die Sitzansprüche der Par-
teien seien nicht das einzige Kriterium.

In den vom Herbst 2010 bis zum
Sommer 2011 geführten Gesprächen
geht es hauptsächlich um andere The-
men: Familienpolitik und Gleichstel-
lung, Recht und Gerechtigkeit, Heimat
und Europa, Steuerpolitik und Banken-
krise, Migration, Medien, Sterbehilfe.
Widmer-Schlumpf antwortet stets diffe-
renziert, vernünftig und sachkompe-
tent; selten geht sie über Bekanntes hin-
aus. Relativ kritisch äussert sie sich zur
Einwanderung und sieht die Arbeit-
geber in der Pflicht, bei vergleichbarer
Qualifikation Schweizer und keine Aus-
länder anzustellen. Beim Bankgeheim-
nis bekräftigt sie ihre Meinung, inländi-
sche Behörden seien ausländischen
gleichzustellen, legt aber kein Konzept
einer neuen generellen Regelung vor.

Die Frage nach einer Vision ist die letzte
und die Antwort – Grundlagen für
offene Perspektiven der nächsten Gene-
rationen – allgemein.

Eveline Widmer-Schlumpf sieht sich
als Sachpolitikerin und wird als Techno-
kratin tituliert, sie besticht durch spedi-
tive Arbeit und schätzt doch nicht die
Etikette der Musterschülerin. Fragen
und Antworten gehen wohl auch des-

halb sehr oft ins Menschlich-Persön-
liche hinein. Züge von Spontaneität ge-
winnt das Bild aber nur sehr begrenzt.
Fehler, so scheint es, sind das Schlimms-
te. Bei der Kinderhüte-Verordnung
werden sie eingeräumt, die Reorganisa-
tion des Migrationsamts, die erheb-
lichen Schaden angerichtet hat, ist aber
einfach – wegen des Weggangs der
Departementschefin – «ins Stocken ge-
raten». Die Autorin stellt zwar direkte,
auch herausfordernde Fragen, geht aber
insgesamt nicht wirklich in die Tiefe; ihr
Wohlwollen ist eher kontraproduktiv.

Der Südkanton schmollt leise und ist uneins
Nicht alle zehn Tessiner Bundesparlamentarier stimmten symbolisch für Marina Carobbio

pja. Locarno ^ Die grosse Enttäu-
schung haben die Südeidgenossen
schon hinter sich. Am 25. November
hatte die SP-Bundeshausfraktion er-
wartungsgemäss die Tessinerin Marina
Carobbio nicht aufs Kandidaten-Ticket
für den Bundesrat gesetzt – zugunsten
zweier Romands. In der Folge zweifelte
der Südkanton die Solidarität innerhalb
der lateinischen Schweiz an. Von der
Bundesratswahl selbst und dem Sieg des
SP-Mannes Alain Berset berichteten
die Tessiner Medien unaufgeregt.

Man stelle sich darauf ein, auch nach
zwölf Jahren noch für längere Zeit nicht
im Bundesrat vertreten zu sein. So um-
riss die Tessiner Befindlichkeit ein Jour-
nalist des Fernsehens der italienischen
Schweiz, der Berset interviewte. Der
frisch gewählte Romand-Magistrat be-
tonte eilfertig, der dritte Landesteil
müsse genügend Beachtung finden, be-
fand jedoch, die Tessiner Idee der neun
Bundesräte sei nur auf komplexe und
langwierige Weise umsetzbar.

Aber die zweite Enttäuschung ist
eine ganz andere. Im ersten Wahlgang

Bersets stimmten zehn Bundespolitiker
symbolisch für Marina Carobbio, die
Präsidentin der Tessiner Parlamenta-
rierdelegation, um Solidarität mit der
italienischen Schweiz zu bekunden. Am
Ende des Wahltags stellte sich heraus,
dass nicht alle der zehn Tessiner Bun-
despolitiker für Carobbio votiert hat-
ten. Laut der freisinnigen Zeitung «Cor-
riere del Ticino» waren es bloss vier
oder fünf. Die anderen Stimmen kamen
wohl von Bündner und rein deutsch-
schweizerischer Seite her.

Ganz allgemein habe der Südkanton
Mühe, seine Kandidaten geschlossen zu
unterstützen, kommentiert diese Pein-
lichkeit der Präsident der FDP Schweiz,
Fulvio Pelli. Nach seinen Worten im
«Corriere» muss sich das Tessin erst «in
Ordnung bringen», um dann in der jün-
geren Politikergeneration geeignete
Bundesratskandidaten zu finden und zu
lancieren. Im linksliberalen Blatt «La
Regione Ticino», das die neue Partei
BDP als weiteres Hindernis für Tessiner
Kandidaturen ansieht, gibt sich Carob-
bio selbst ernüchtert und besorgt zu-

gleich: In der Gruppe der Tessiner Bun-
desparlamentarier habe man ihr signali-
siert, dass sogar im Falle einer offiziellen
Kandidatur nicht alle sie gewählt hät-
ten; es werde immer schwieriger, einen
gemeinsamen Nenner zu finden. «Das
ist bei der Verteidigung der Tessiner
Interessen wenig hilfreich.»

Die Uneinigkeit der Tessiner Bun-
desparlamentarier widerspiegelt jene
im Südkanton selbst. Lega, SVP und
auch etliche Wirtschaftsliberale möch-
ten nicht um jeden Preis eine Tessiner
Vertretung im Bundesrat und stellen
den Kampf um ihre Lösungen inner-
kantonaler Probleme in den Vorder-
grund. Guter Rat ist also teuer. Für die
«Regione» lautet die einzige Lösung
langfristiges, nie nachlassendes Lobby-
ing in Bern. Dabei spielen eine einige
Tessiner Delegation sowie die Kantons-
regierung eine wesentliche Rolle.

Der Südkanton schmollt eher leise,
aber nachhaltig. Dabei sollte er sich lie-
ber bemühen, seine Uneinigkeit bei der
Repräsentanz nach aussen zu überwin-
den. Am besten mittels Selbstkritik.

«PYM» – Prophet im eigenen Land
Maillards Nichtwahl zum Bundesrat wird in der Waadt bedauert – mit Hintergedanken

Dass es doch keinen Bundesrat
Maillard gibt, wird in der Waadt
unisono bedauert. Aber der SP-
Regierungsrat bleibt dem Kanton
erhalten, und dies scheint viele
Waadtländer über die Partei-
grenzen hinaus zu freuen. Zugute
kommt es aber der Linken.

Christophe Büchi, Lausanne

Popularität lässt sich in frankofonen
Landen unter anderem daran ablesen,
ob jemand in der Öffentlichkeit ein
Kürzel bekommt oder nicht. Wenn gar
ein Mann nur mit seinen drei Anfangs-
buchstaben genannt wird, wie einst JPD
(Jean-Pascal Delamuraz) oder in Frank-
reich DSK (Dominique Strauss-Kahn),
dann scheint das politische Elysium
nicht mehr weit. Maillard ist im Waadt-
land weitherum als «PYM» bekannt, ein
sicheres Zeichen dafür, dass er nicht

mehr nur als Politiker unter vielen
wahrgenommen wird.

Dennoch hat das Bundesparlament
dem Freiburger Alain Berset klar den
Vorzug gegeben, was in der Waadt sehr
bedauert wird. Maillards Nichtwahl er-
kläre sich durch die intensive Arbeit, die
die «Freiburg Connection» in der SP
Schweiz und im Umfeld von CVP-
Ständerat Urs Schwaller geleistet habe,
wird der Waadtländer SVP-Nationalrat
Guy Parmelin in «20 minutes» zitiert.
Der Waadtländer FDP-Regierungsprä-
sident Pascal Broulis sagt, er sei für den
Kanton enttäuscht. Und FDP-Regie-
rungsrätin Jacqueline de Quattro er-
klärt, sie freue sich, dass Maillard dem
Kanton erhalten bleibe.

Diese Wertschätzung auch seitens
der bürgerlichen Regierungskollegen
scheint ehrlich zu sein. Und wenn Mail-
lard umgekehrt sagt, das Regierungs-
team habe in den letzten Jahren gute
Arbeit geleistet, so scheint dies tatsäch-
lich auf eine kollegiale Stimmung in der

Waadtländer Regierung hinzuweisen;
der Kanton hat schon andere Zeiten
gekannt.

Indessen kommt Maillards Nicht-
wahl in erster Linie der Waadtländer
Linken zugute. Die rot-grüne Allianz
hat ja bei der Regierungs-Ersatzwahl
am kommenden Wochenende gute
Chancen, die Regierungsmehrheit zu
erobern, und hofft, bei den ordentlichen
Kantonalwahlen Mitte März diese kon-
solidieren zu können. «PYM» ist aber in
diesem Eroberungsfeldzug das grosse
Zugpferd.

Zudem hat die – erfolglose – SVP-
Attacke gegen FDP-Bundesrat Johann
Schneider-Ammann vom Mittwoch die
Position des SVP-Kandidaten Pierre-
Yves Rapaz bei der Waadtländer Er-
satzwahl noch zusätzlich geschwächt. Es
scheint zumindest fraglicher denn je, ob
die freisinnigen und liberalen Wähler
nun alles unternehmen wollen, um der
SVP Waadt zu helfen, ihren Regierungs-
ratssitz zu retten.

Alle gegen den
Gegenvorschlag
Auns-Initiative im Nationalrat

sig. ^ Das Parlament verzichtet darauf,
die Volksinitiative «Staatsverträge vors
Volk» zusammen mit einem Gegenvor-
schlag zur Abstimmung zu bringen. Der
Nationalrat hat am Donnerstag einen
früheren Beschluss rückgängig gemacht
und ist auf die Linie des Ständerats ein-
geschwenkt. In der Sache sind sich
sämtliche Fraktionen ausser der SVP
einig: Sie empfehlen die von der Aktion
für eine unabhängige und neutrale
Schweiz (Auns) eingereichte Initiative
zur Ablehnung. Sie fordert, dass meh-
rere Kategorien von völkerrechtlichen
Verträgen dem obligatorischen Refe-
rendum unterstellt werden, beispiels-
weise solche, die «eine multilaterale
Rechtsvereinheitlichung in wichtigen
Bereichen herbeiführen». Heute ent-
fällt das Sammeln von 50 000 Unter-
schriften für ein Referendum nur dann,
wenn über den Beitritt zu Organisatio-
nen für kollektive Sicherheit (Nato)
oder zu supranationalen Gemeinschaf-
ten (EU) zu entscheiden ist. Das Parla-
ment kann aber von sich aus wichtige
völkerrechtliche Verträge dem Volk un-
terbreiten. Ein Beispiel ist die EWR-
Vorlage von 1992.

Der Gegenvorschlag des Bundesrats
sah vor, das obligatorische Referendum
auf jene Verträge auszuweiten, die eine
Verfassungsänderung erfordern oder ei-
ner solchen gleichkommen. In der De-
batte sprach sich niemand mehr für
diese Zwischenlösung aus. Der Gegen-
vorschlag schaffe Unklarheiten, erklär-
te Ada Marra (sp., Waadt) seitens der
Kommission. Sie befürchtet, dass das
Parlament endlos darüber streiten wür-
de, was Verfassungsrang hat. Andere
Argumente waren taktischer Natur.
Man könne nicht die Stimmberechtig-
ten vom Gegenentwurf zu überzeugen
versuchen und gleichzeitig sagen, es be-
stehe gar kein Handlungsbedarf, sagte
Hugues Hiltpold (fdp., Genf). Ebenfalls
kein Interesse an einem Alternativtext
hatte die SVP. Die Stimmbürger hätten
Anrecht auf eine Vorlage, die sie ver-
stünden, sagte der Zürcher Hans Fehr.
Wie Justizministerin Simonetta Somma-
ruga erklärte, schliesst sich der Bundes-
rat dem Entscheid «oppositionslos» an.

Für eine Lockerung
des Adoptionsrechts
Homosexuelle ausgeklammert

fon. Bern ^ Die eidgenössischen Räte
sind sich darin einig, dass das Adop-
tionsrecht gelockert und die Hürden für
adoptionswillige Paare gesenkt werden
sollen. Der Nationalrat hat am Don-
nerstag als Zweitrat mit 116 zu 45 Stim-
men einem entsprechenden Motions-
text zugestimmt, im Einklang mit Justiz-
ministerin Simonetta Sommaruga.

Gemäss geltendem Recht kann ein
Ehepaar ein Kind adoptieren, wenn es
seit fünf Jahren verheiratet ist oder die
Altersgrenze von 35 Jahren überschrit-
ten hat. Diese Schwelle ist höher ange-
setzt als in anderen europäischen Län-
dern und soll nun gemäss dem Willen
des Parlaments gesenkt werden. Der
Grund liegt darin, dass die Leute heute
immer später heiraten und dass in gewis-
sen Herkunftsländern der Kinder obere
Alterslimiten gelten. Damit kann es für
adoptionswillige Paare zeitlich knapp
werden. Weiter wird auch die Vorausset-
zung der fünfjährigen Ehedauer für
Paare, die unter 35 Jahre alt sind, als zu
rigid angesehen: Drei Jahre sollen fortan
genügen. Schliesslich soll das Adop-
tionsrecht künftig nicht mehr nur Ehe-
paaren, sondern auch unverheirateten
Paaren «in stabiler Lebensgemein-
schaft» zustehen. Kommissionsspreche-
rin Gabi Huber (fdp., Uri) wies darauf
hin, dass damit nur heterosexuelle und
nicht auch homosexuelle Paare gemeint
seien. Allerdings hat eine Ständerats-
kommission jüngst eine Motion verab-
schiedet, die auch Schwulen und Lesben
die Adoption erlauben will. Es ist gut
möglich, dass das Parlament dieser For-
derung zustimmen wird. Der Bundesrat
hat dazu noch keine Stellung bezogen.

Der Plan B der
Grünen Partei

Fragen an Fraktionschef Hodgers

Herr Hodgers, die Grünen haben eine
BDP-Bundesrätin bestätigt. Wo bleiben
die Ansprüche Ihrer Partei, die ja klar
stärker ist?
Wir sind realistisch geblieben: Obwohl
wir rein arithmetisch eher Anspruch auf
einen Bundesratssitz hätten als die BDP
auf einen oder die FDP auf zwei Sitze,
gibt es derzeit keine politische Mehrheit
für einen grünen Bundesrat – zumal wir
bei den Parlamentswahlen nicht zulegen
konnten. Deshalb haben wir eine Stra-
tegie für den Status quo im Bundesrat
erarbeitet: Unser Ziel war es, die Bun-
desratsmehrheit für die Energiewende
zu sichern. Ein grüner Bundesrat bleibt
aber ein langfristiges Projekt.

Sie stützen also den Mitte-Links-Bun-
desrat, ohne selber vertreten zu sein?
Wir behalten uns Kritik am Bundesrat
vor. Aber in der Energiepolitik und hof-
fentlich auch in anderen Feldern wie der

Wirtschaftspolitik können wir uns der
Regierungsmehrheit anschliessen und
den Bundesrat sachpolitisch stützen.

Wäre dann eine kleine Konkordanz ohne
SVP nicht die ehrlichere Lösung?
Es gibt keine Konkordanz über die Kon-
kordanz. Als einzige Partei haben wir
ehrlich gesagt, dass die Bundesratswahl
ein politischer Entscheid ist. Die ande-
ren Parteien sind nicht transparent: Im
Grunde will man die SVP nicht wirklich
dabei haben, doch wagt niemand, das
auch offen zu sagen.

Wie hält es die GPS mit der Opposition?
Wir sehen uns nicht als Oppositionspar-
tei, sondern als «Propositionspartei».
Wir wollen im Parlament vermehrt
Allianzen mit der Mitte suchen, und wir
sind bereit, Kompromisse einzugehen.

Auch mit den Grünliberalen?
GLP-Präsident Martin Bäumle positio-
niert sich sehr weit rechts, doch wissen
wir noch nicht, wie sich seine Fraktion
positionieren wird. Doch wir sind an
einer Zusammenarbeit interessiert.

Ist ein Zusammenschluss denkbar, um
dann gemeinsam Anspruch auf einen
Bundesratssitz geltend zu machen?
Wir sollten nichts überstürzen und se-
hen, wie sich die Zusammenarbeit ent-
wickelt. Abzuwarten ist, ob die GLP in
der Migrations- und Sozialpolitik einen
rechtsbürgerlichen oder humanistischen
Kurs fährt. Zunächst müssen wir uns als
Grüne Partei wieder neu aufstellen.

Wie stellt sich die SP zu den Bundesrats-
ambitionen der Grünen?
Es ist klar: Ohne es offen zu sagen,
haben die Sozialdemokraten bisher al-
les gemacht, um zu verhindern, dass die
Grünen in den Bundesrat einziehen.
Offenbar fürchten sie die Konkurrenz
im rot-grünen Lager. Trotz diesem
Machtanspruch haben wir uns der SP
gegenüber stets loyal verhalten: Ange-
bote von SVP und FDP, uns auf Kosten
der SP einen Bundesrat zu geben, haben
wir immer abgelehnt.

Würden die Grünen kandidieren, falls
die SVP in die Opposition geht und Bun-
desrat Ueli Maurer zurückzieht?
Ja. Es gäbe dann keinen Grund mehr,
uns den Sitz zu verweigern. Wir gingen
übrigens mit einem Plan B in die Bun-
desratswahlen: Hätte die SVP Maurer
zurückgezogen, wären der Berner Re-
gierungsrat Bernhard Pulver, die Aar-
gauer Regierungsrätin Susanne Hochuli
und der Genfer Ständerat Robert Cra-
mer zu einer Kandidatur bereit ge-
wesen. Sie stünden auch nach einem
Rücktritt Maurers im Vordergrund.

Interview: nn.
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«Ziel war es,
die Bundes-
ratsmehrheit
für die Ener-
giewende zu
sichern.»
Antonio Hodgers
Fraktionschef Grüne
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Esther Girsberger:
Eveline Widmer-Schlumpf.
Die Unbeirrbare.
Orell Füssli, Zürich 2011.
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